
 
 

Gesetzentwurf  

Landesregierung 
Drittes Gesetz zur Änderung der Hessischen Bauordnung 
 
 
 
Die Landesregierung legt mit Schreiben vom 16. Juni 2025 den nachstehenden, 
durch Kabinettsbeschluss vom 16. Juni 2025 gebilligten und festgestellten Ge-
setzentwurf dem Landtag zur Beschlussfassung vor. 

Der Gesetzentwurf wird vor dem Landtag von dem Hessischen Minister für Wirt-
schaft, Energie, Verkehr, Wohnen und ländlichen Raum vertreten. 

Eingegangen am 17. Juni 2025   ·   Eilausfertigung am 17. Juni 2025 
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2. Auswirkungen auf die mittelfristige Finanz- und Entwicklungsplanung
Durch die geplante erweiterte Genehmigungsfreistellung in § 64a HBO sowie der
geplanten Baugenehmigungsfreiheit von Abbrüchen in § 63a HBO werden künftig
seitens der Bauaufsichtsbehörden weniger bauaufsichtliche Genehmigungsverfahren
durchgeführt, so dass weniger Gebühren erhoben werden können, gleichzeitig jedoch
dadurch eine Entlastung der Bauaufsichtsbehörden angestrebt wird. Eine genaue
Bezifferung der entgangenen Gebühren und der einzusparenden Personalressourcen
kann nicht abgeschätzt werden. Zudem reduziert sich durch die Verlängerung der
Geltungsdauer der Baugenehmigungen auch die anfallenden Gebühren.

3. Auswirkungen für hessische Gemeinden und Gemeindeverbände
Negative finanzielle Auswirkungen auf den kommunalen Haushalt sind einerseits
durch die reduzierte Herstellungspflicht von Kinderspielplätzen sowie durch die
Reduzierung von Stellplatzpflichten zu erwarten. Durch die vorgenannte Änderung der
Stellplatzverpflichtung besteht seitens der Kommune keine Möglichkeit, eine
Ablösesumme für die Nichterrichtung von Stellplätzen zu fordern. Dadurch
erforderliche verkehrspolitische Maßnahmen der Kommunen und damit verbundene
Maßnahmen zur Parkraumerschließung können zukünftig nicht mehr aus bisher
erforderlichen Ablösebeträgen der Bauherrschaft mitfinanziert werden.

F. Unmittelbare oder mittelbare Auswirkungen auf die Chancengleichheit von Frauen
und Männern
Keine

G. Besondere Auswirkungen auf Menschen mit Behinderungen
Das Gesetz wurde am Maßstab der UN-Behindertenrechtskonvention überprüft.  
Betroffen durch die Regelung in § 42 Abs. 5 HBO ist die barrierefreie 
Erreichbarkeit von Nutzungseinheiten in oberen Geschossen, die durch Ausbau, 
Umnutzung oder Aufstockung entstehen. Die dort bisher in Satz 5 vorgesehene 
Ausnahme von der Erstellung von Aufzügen, die ggf. nach§ 54 Abs. 1 oder 2 HBO 
auch barrierefrei sein müssen, war an den Vorbehalt der "besonderen 
Schwierigkeit" gekoppelt. Dieser Vorbehalt entfällt zu Gunsten einer klareren 
Regelung, die Planungssicherheit bietet. Der Vorbehalt ist bereits jetzt in der Praxis der 
Regelfall, denn der nachträgliche Einbau oder die spätere Weiterführung von 
Aufzügen in bestehenden Gebäuden ist grundsätzlich mit besonderen 
Schwierigkeiten verbunden. Es erfolgt durch die vorgesehene Änderung 
deshalb keine Verschlechterung der barrierefreien Erreichbarkeit. Des 
Vorbehaltes im Gesetz bedarf es somit nicht.
rg) Es bestand kein Änderungsbedarf.

D Die erforderlichen Anpassungen wurden vorgenommen.
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